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Kinder sind Zukunft
Ganz in d iesem Sinne hat sich der Gemeinderat
die Aufgabe gesetzt, in Tamm ein Betreuungs-
angebot für Kinder und Jugendliche zu schaf-
fen, das eine durchgängige Betreuung ohne
Brüche ermöglicht.
Hierfür besteht eine gesellschaftliche Notwen-
digkeit. Diese Er kenntnis hat sich in den letzten
Jahren zunehmend in unserer Gesellschaft
durchgesetzt und ist nun auch in eher konserva-
tiven Gesellschaftskre isen weitgehend akzep-
tiert.
Verbesserte Betreuungsangebote für Kinder
und damit auch deren beru fstä tige Eltern wer-
den bei der Entscheidung für oder gegen einen
Wohnort ein Kriterium, das zunehmend an Be-
deutung gewinn t. Wir alle wollen sicher, dass
auch in Zukunft Tamm eine lebendige Gemein-
de ist. Gerade weil in unserer Gesellschaft und
damit auch in Tamm der Anteil äl terer Men-
schen in d en nächsten Jahrzehnten deu tlich hö-
her wird, müssen wir al les dafür tun, durch mög-
lichst viele Kinder unserer Gemeinde e ine Zu-
kunftsperspektive zu geben. Bessere Betreu-
ungsangebote sind deshalb nicht nur wichtig für
die betro ffenen Kinder und E ltern, sondern für
die gesamte Ge meinde. Deshalb sollten wir
auch bereit sein, für diese Angebote die er for-
derlichen finanziellen Mittel zur Ver fügung zu
stellen.
Im Kindergarten Bismarckstraße und in d er Villa
Kunterbunt können ab dem kommenden Kinder-
gartenjahr Kinder ab zwei Jahren be treu t wer-
den. Dies ist ein wich tiger Einstieg in die immer
notwendiger werdende frühe Betreuung von
Kindern. E ltern erhalten so die Möglichkeit, Fa-
milie und Beruf besser vereinbaren zu können.
Für ihre Kinder ist eine gute pädagogische Be-
gleitung und Betreuung gewährleistet. Für viele
Eltern und Alleinerziehende is t gerade dieses
Gefühl und Vertrauen in e ine gute Betreuung
wichtig, um beruh igt ihrer beruflichen Tätigkeit
nachgehen zu können.
Ein weiterer Schritt in d iese Richtung wird aller-
dings in den kommenden Jahren folgen müs-
sen. Auch für unter Zweijährige besteht ein Be-
darf an Betreuun g, der die pädagogischen
Fachkrä fte vor zusätzliche Aufgaben stellt. Um
so mehr freut es uns, dass es hierzu bereits po-
sitive Signale von Sei ten der Erzieherinnen gibt.
Eine noch flexiblere Betreuung sowohl hinsicht-
lich der Alterstufe der Kinder als au ch der Ange-
botszeiten (Ganztagesbetreuung) is t eine zent-
rale Aufgabe in den kommenden Jahren für un-
sere Kommune; Tamm ist da auf einem guten
Wege.
Für das Ziel einer durchgängigen Betreuung oh-
ne Brüche ist d ie beschlossene Ausweitung der
Kernzeitbetreuungszeiten ein ebenso wichtiger
Schritt w ie die Schaffung e ines Hortes an der
Schule. Auch das The ma Ganztagesschule soll-
te unseres Erachtens verstärkt in den Schulen

diskutier t werden und gemeinsam mit a llen Be-
teiligten Möglichkeiten einer Umse tzung in den
kommenden Jahren ins Auge gefasst werden.
Gerade für Schüler nach dem Grundschulalter
bietet die Ganz tagesschule neben einem struk-
turier ten Tagesablauf vielfä ltige Möglichkeiten
der zusätzlichen Förderung und Unterstützung.
Ebenso is t eine gute Ferienbetreuung für be-
rufstätige Mü tter und Väter sehr wichtig, da die
Anzahl der Urlaubstage b egrenzt ist und oft
nicht für die Ferienzeiten ausre icht. Auch hier
wurde ein Beschluss zur Ausweitung der Fe-
rienbetreuungstage gefasst. Die zusätzlich Fe-
rienbetreuung wird allerdings zu relativ hohen
Kosten angeboten. D ie SPD stellte daher den
Antrag die Kosten um 20 Euro pro Woche zu
senken, a lso statt 70 Euro nur 50 Euro pro Wo-
che zu verlangen. Im Vergleich beträgt d ie K in-
dergartengebühr 77 EUR pro Mona t, während
drei Wochen Ferienbetreuung 210 EUR kosten
sollen, wenn hierbei auch ein Mi ttagessen ent-
halten ist. Wenn man bedenkt, dass es sich hier
um max. 25 Kinder handelt, die jeweils 20 EUR
weniger bezahlen, d ann erhöht sich dadurch die
jährliche Belastung der Gemeinde Tamm um
1.500 EUR. Für d ie Gemeinde Tamm ist dies
angesichts der derzeitig sehr günstigen finan-
ziellen Situation eigentlich nicht der Rede wert,
für die Eltern kann dies al lerdings durchaus von
Bedeutung sein. Leider fand unser An trag im
Gemeinderat keine Mehrheit.
Für Kindergarteneltern gibt es keine zusätzli-
chen Fer ienbetreuungstage, daher sollten sich
die Schließungstage in den Kindergär ten in
Grenzen hal ten. Wir ha lten es für dringend not-
wendig, e ine e inheitliche Regelung von Schließ-
tagen vorzunehmen, u m den Eltern eine ver-
lässliche Planung zu er möglichen. Vorgesehen
ist, dass maximal 25 Schließ tage im Jahr mög-
lich sein sollen. In d iesen Schließungstagen
sollten u.E. aber auf jeden Fall Fortbildungs-
maßnahmen, pädagogische Tage, Betr iebsaus-
flug usw. enthalten sein. Generell sollte ver-
sucht werden, d ie Anzahl der S chließ tage so
gering wie möglich zu halten. Zudem sollten d ie-
se Tage möglichst bereits zu Beginn des K in-
dergartenjahres festge legt werden, um den El-
tern Planungssicherheit zu geben. Die Möglich-
keit einer Notbetreuung sollte nochmals erör tert
werden.
Mit dem Ausbau der Betreuungsangebo te sind
wir  also auf einem guten Weg. Bezüglich der
Gebühren sind wir vom Optimalen al lerdings
noch wei t entfernt. So gibt es in Ta mm derzeit
zwei un terschiedliche Gebührensys teme: Für
die Kindergärten und die Kernzeitbetreuung kin-
derzahlbezogene Gebühren, für d ie Ganztags-
betreuung und den Hor t an der Schule e ine e in-
kommensabhängige Staffe lung. Erstrebenswert
ist für un s ein überschaubares, klares Gebüh-
renmodell, das möglichst v iel soziale Gerechtig-
keit bietet. So könnten wir uns eine Kombination
aus Kinderzahl und Einkommenskomponente

vorstellen, die dann für a lle Be treuungsformen
in Tamm gilt.  Hinsichtlich Kosten und Betreu-
ungszeiten sollte dabei eine gewisse Log ik auch
für die Eltern erkennbar sein.
Wichtig i st uns Sozialdemokraten, dass w ir in
diesen Veränderungsprozessen alle Beteiligten,
sprich Eltern, ErzieherInnen und LehrerInnen
ins Boot holen und nich t über die Köpfe der Be-
tro ffenen hinweg Entscheidungen  tre ffen. Nur
dann können solche Prozesse gelingen und von
allen Be teiligten als Erfolg erlebt werden.

Politik für Gute Arbeit -
Deutschland braucht Mindestlöhne

Deutschland ist - gemessen an der gesamtwirt-
schaftlichen Leistung - so reich wie nie zuvor.
Trotzdem arbeiten viele Menschen den ganzen
Tag, können aber sich und ihre Familien vom
erarbeiteten Lohn nicht ernähren. Armutslöhne
sind ungere cht und unsozial. Sie missachten die
Leistung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Das ist e in Skandal. Wer voll arbeitet,
muss davon leben können. Deshalb werden wir
Schluss machen mit dem Lohndumping.
Das sind die Fakten:

 Die Einkommensschere geht weiter ausein-
ander. Während Spitzengehäl ter zunehmen,
stagnieren die Löhne für viele Beschäftigte.

 Mehr als 2,5 Mi llionen Vollzeitbeschäftigte
arbeiten in Deutschland für Armutslöhne, die
weniger als 50 Prozent des Durchschnittslohns
betragen.

 Lohndumping r ichtet sich gegen die Arbeit-
nehmer innen und Arbeitnehmer. Dumpinglöhne
schwächen aber auch die Wettbewerbsfähigkeit
von Betrieben, die fa ire Löhne zahlen.

 Die Tarifbindung nimmt weiter ab. Nur 68%
der Beschäftigten in Westdeutschland und 53%
in Ostdeutschland erhalten tariflich vereinbar te
Löhne.

 Armutslöhne gibt es nicht nur bei tarifunge-
bundenen Arbeitgebern. Auch v iele Tariflöhne
liegen zwischen drei und vier Euro.

 Niedriglöhne sind nicht allein d ie Folge zu
geringer Quali fikationen. 60 Prozent der Be-
schäftigten im Niedrig lohnsektor verfügen über
eine abgeschlossene Berufsausbildung.

 Die Au fstiegsmobilität in besser bezahlte
Jobs ist gering. Niedrig löhne sind kein Einstieg
in eine bessere Zukunft, sondern bedeuten
meist Verharren in Armu t.

GERECHTER LOHN FÜR GUTE ARBEIT.
Wir wollen gerechte Löhne für gute Arbeit. Me n-
schen, die einer Vollzeiterwerbstätigkeit nach-
gehen, müssen von ihrer Arbeit auch men-
schenwürdig leben können.
Großbritannien, d ie N iederlande, Belgien - die
meisten un serer europäischen Nachbarn und
selbst d ie USA praktizieren M indestlöhne mit
Erfolg.
Auch in Deutschland ist es höchste Zeit:
für gerechten Lohn und gute Arbeit,
für soziale S icherheit und Mindestlöhne!


